
Berlin, am 14. März 2011: „Es ist der 

Montag nach dem Beben in Japan, eine 

Katastrophenmeldung jagt die nächste. 

Es ist jener Montag, an dem die Bun-

desregierung eine politische Wende 

vollzieht, wie es sie in der jüngeren Ge-

schichte in so kurzer Zeit nie gegeben 

hat“, schreibt die Süddeutsche Zeitung. 

Mit einem „Atom-Moratorium“ will die 

Politik innehalten, um die Zukunft die-

ser Energieform ergebnisoffen zu erör-

tern. Eine brisante Nachricht in Wirt-

schaftskreisen – schließlich hatten sich 

die Unternehmen erst kurz zuvor auf 

eine Laufzeitverlängerung für Atom-

kraftwerke eingestellt. 

Folgt man dem Zeitungsbericht, wur-

de es zur selben Zeit auf einer Sitzung 

von Vorstand und Präsidium des Bun-

desverbandes der Deutschen Industrie 

(BDI) für den anwesenden damaligen 

Bundeswirtschaftsminister ungemüt-

lich: „Was es denn mit den Meldungen 

von dem Moratorium auf sich habe, will 

BDI-Präsident Hans-Peter Keitel wissen. 

Ausweislich des Protokolls der Sitzung 

gibt Brüderle darauf eine folgenschwe-

re Antwort: ‚Der Minister bestätigte 

dies‘, steht darin, ‚und wies erläuternd 

darauf hin, dass angesichts der bevor-

stehenden Landtagswahlen Druck auf 

der Politik laste und die Entscheidun-

gen daher nicht immer rational seien.‘ 

Im Übrigen sei er, Brüderle, ein Befür-

worter der Kernenergie, auch mit Rück-

sicht auf Branchen, die besonders viel 

Energie verbrauchen. ‚Es könne daher 

keinen Weg geben, der sie in ihrer Exis-

tenz gefährde‘, befindet Brüderle laut 

Protokoll.“1 

Das Protokoll barg Sprengstoff. Der 

Eindruck, das Moratorium werde ledig-

lich wegen der damals bevorstehenden 

Wahlen in Rheinland-Pfalz und Baden-

Württemberg inszeniert, konnte Regie-

rung und Öffentlichkeit kaum behagen. 

Der Betroffene reagierte umgehend: 

„Bundeswirtschaftsminister Rainer 

Brüderle (FDP) hat einen Pressebericht 

zurückgewiesen, dem zufolge er das 

Atom-Moratorium der Regierung vor 

Wirtschaftsvertretern mit den bevorste-

henden Landtagswahlen begründet ha-

ben soll. Der Bundesverband der Deut-

schen Industrie (BDI) habe inzwischen 

selbst eingeräumt, ihn in dem Protokoll 

des Treffens falsch wiedergegeben zu 

haben, sagte Brüderle am Donnerstag 

im Bundestag.“2 Tatsächlich sprang der 

Verband dem Minister bei: „Der BDI ver-

suchte den möglichen Schaden mit einer 

Klarstellung einzudämmen. ‚Es liegt ein 

Protokollfehler vor. Die Äußerung des 

Bundeswirtschaftsministers ist falsch 

wiedergegeben worden‘, teilte Hauptge-

schäftsführer Werner Schnappauf mit.“3   

Wenn eine Formulierung im Protokoll den Skandal auslöst: Politische Abstimmungen können 
einen Verband in die Zwickmühle bringen. Wie kommt man in dieser Situation zum Entschluss?

Inkompetent oder illoyal?  
Entscheiden in der Krise

Autor > adrian teetz
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Konnte dieses Statement die Gemüter 

beruhigen? Nein, im Gegenteil. Die me-

dialen Reaktionen lassen sich in zwei 

Phasen gliedern. Zum einen wurde die 

Glaubwürdigkeit des Dementis per se 

angezweifelt: „Allerdings erläuterte der 

Industrieverband nicht, wo der Fehler 

lag“4, zum anderen zitierten die Medi-

en einen anonymen Teilnehmer der 

Sitzung: „Die Sätze sind so gefallen, sie 

sind im Protokoll zwar verkürzt, aber 

richtig wiedergegeben.“5 Tags darauf 

übernahm der Verbandsgeschäftsfüh-

rer die „politische Verantwortung für 

die Folgen einer Indiskretion, an der ich 

persönlich nicht beteiligt war, um mög-

lichen Schaden für das Verhältnis von 

Wirtschaft und Politik abzuwenden“.6 

Brüderle rochierte sechs Wochen spä-

ter vom Wirtschaftsminister zum Vor-

sitzenden der FDP-Bundestagsfraktion.7

der VorGanG aus der 

perspektiVe Verbandlichen 

krisenmanaGements

Es lohnt sich, den Vorgang aus der 

Perspektive verbandlichen Krisenma-

nagements zu beleuchten. Die Analyse 

versteht sich dabei nicht als wohlfeile 

nachträgliche Ferndiagnose, sondern 

soll ermöglichen, allgemeine Schluss-

folgerungen für das Verbandsmanage-

ment abzuleiten. Wer selbst an verant-

wortlicher Stelle Krisen miterlebt hat, 

meidet den sogenannten „Rückschau-

fehler“ oder „Hindsight-Bias“8 , mit dem 

uns die Psyche hinterher einredet, man 

habe es vorher besser wissen können.

stichwort 

„krisenmanaGement“?

 Handelt es sich um eine Krise, wenn 

die Medien eine Protokollformulie-

rung dramatisieren? Was eine Krise 

ausmacht, darüber sind sich Experten 

unterschiedlicher Fachgebiete nicht ei-

nig.9 Jenseits lexikalischer Definitionen 

hat die Frage, ob eine Situation als Krise 

zu beurteilen ist, für das Management 

jedoch einen praktischen Zweck: Sie 

zwingt zu Entscheidungen. Wer eine 

kritische Situation oder Entwicklung 

erkennt, muss ihre Tragweite abschät-

zen. Er muss gedanklich überschlagen, 

welche Folgen das Ereignis nach sich 

ziehen kann und welche Risiken dar-

aus entstehen. Zeigen die Risiken eine 

außerordentliche, gar existenzbedro-

hende Tragweite und besteht darüber 

hinaus unmittelbarer Handlungsbe-

darf, kann die Situation als Krise beur-

teilt werden. 

entscheidunGs-ausnahme- 

zustand VerhänGen

Was nützt das? Eine Krise kann nicht 

mit den gewöhnlichen Entscheidungs-

prozessen eines Verbandes bewältigt 

werden. Stattdessen müssen diejenigen 

kurzfristig zusammentreten, deren Ur-

teil in der Situation erforderlich ist. In 

diesem Falle bräuchte der Verbandsge-

schäftsführer unmittelbar an seinem 

Tisch wahrscheinlich den für den be-

treffenden Politikbereich verantwort-

lichen Fachreferenten, seine Experten 

für Kommunikation und Recht und die 

Möglichkeit, kurzfristige Abstimmun-

gen mit dem Verbandspräsidenten oder 

einem geschäftsführenden Präsidium 

herbeizuführen (ggf. per Telefonkonfe-

renz). Dann ist zur  Willensbildung ein 

Stabsverfahren erforderlich, das schnell 

und diszipliniert zu plausiblen Ent-

scheidungen führt. Ein verdichteter und 

methodischer Entscheidungsprozess 

ermöglicht die Einbeziehung mehrerer 

Personen und schützt vor reflexhaften 

Fehlschlüssen: Durch kurzen Sachvor-

trag der Beteiligten nacheinander wird 

zunächst ein vollständiges und realis-

tisches Bild der Lage erzeugt. Erst dann 

wird die Situation beurteilt und Ziele 

werden abgeleitet. Auf dieser Grundla-

ge können Handlungsoptionen vor dem 

Entschluss gegeneinander abgewogen 

werden, inwieweit sie auf die Ziele ein-

zahlen.10  Die Beurteilung einer Situation 

als Krise ist also der Indikator, mit dem 

eine Verbandsgeschäftsführung eine Art 

„Entscheidungs-Ausnahmezustand“ ver-

hängen und legitimieren kann.
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Eine Krise kann nicht 
mit den gewöhnlichen 

Entscheidungsprozessen 
eines Verbandes bewältigt 

werden. 
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9.) Hierzu ausführlich über die Zugänge aus Natur-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften: Schwarz 2010: 55-79
10.) Vgl.: Teetz 2010.



Damit zurück zum Schauplatz BDI. 

Was hätten die Folgen des Zeitungsbe-

richtes sein können? Es wäre auch ohne 

Kenntnis des weiteren Verlaufs realis-

tisch anzunehmen gewesen, dass der Arti-

kel eine Welle kritischer Medienberichte 

auslösen würde. Die Öffentlichkeit stand 

unmittelbar unter dem Eindruck der Re-

aktorkatastrophe in Japan, die Bundesre-

gierung war wegen ihrer umstrittenen 

Laufzeitverlängerung für Atomkraftwer-

ke in ein Dilemma geraten. Nach dem zi-

tierten Wortlaut legte die Äußerung des 

Ministers Axt an die Glaubwürdigkeit des 

gesamten Kabinetts. Kein Medium wäre 

drum herumgekommen, diese Story auf-

zugreifen. 

Hinzu kommt, dass die Berichterstat-

tung mit einer exklusiven Recherche der 

Süddeutschen Zeitung begann. Gelingt ei-

nem Medium ein solcher „Scoop“, hat es 

ein starkes professionelles Interesse, das 

Thema zu skandalisieren, um sich in sei-

ner Rolle als „Kritik- und Kontrollorgan“ 

der demokratischen Gesellschaft zu profi-

lieren. Zu diesem Zweck verfügen Medien 

über ein Instrumentarium gezielter Eska-

lation, das sich empirisch beschreiben 

lässt und am Verlauf der Angelegenheit 

zutage tritt:11

1. Auftakt – Erstveröffentlichung mit 

nur einem Teil der bereits recher-

chierten Informationen

2. Mobilisierung Dritter – Meinungs-

bildner melden sich zu Wort oder 

werden angesprochen:  „SPD-Frakti-

onsvize Ulrich Kelber sagte: ‚Offen-

sichtlicher kann man Wahlbetrug 

nicht vorbereiten.‘ Die Grünen nah-

men gleichzeitig die Bundesregie-

rung ins Visier.“12

3. Strapazieren interner Nahtstellen – 

unterschiedliche Interessensphären 

innerhalb des betroffenen Lagers 

werden gegenläufig stimuliert: „Brü-

derle sorgt mit Atom-Bekenntnis für 

Empörung bei der Union.“  „‘mehr als 

unklug‘: CSU kritisiert Brüderle.“13

4. Weitere Fortschreibung – Reaktionen 

des Betroffenen oder Interaktionen mit 

Dritten produzieren neue News: „Uni-

onsfraktionschef Kauder versucht den 

von Wirtschaftsminister Brüderle an-

gerichteten Schaden zu begrenzen.“15

5. Verallgemeinerung – Ausdehnung der 

Recherchen vom Einzelfall auf Bran-

chen/Sektoren etc.: „Der BDI hat mit 

dem Fall Schnappauf eine Affäre, aber 

alle Spitzenverbände haben ein Prob-

lem. Denn im Moment großer Debat-

ten hat die Wirtschaft keine Stimme.“16

6. Neue Recherchen – Erzeugung von Wi-

dersprüchen durch vorher recherchier-

tes Material oder Erschließung neuer 

Quellen infolge der Berichte: „BDI-Mit-

glied dementiert Brüderles Dementi“17.

Die Kritik der Medien hätte sich al-

lerdings wahrscheinlich vor allem ge-

gen den Minister und die Regierung 

gerichtet. Dass Industrieverbände die 

Risiken und wirtschaftlichen Effekte 

der Atomenergie anders beurteilen als 

Umweltorganisationen, verschafft ih-

nen wahrscheinlich keine zusätzliche 

Popularität, ist aber ein legitimer Stand-

punkt in der demokratischen Debatte. 

Der „Aufreger“ des Themas lag in der 

Unterstellung, das Moratorium werde 

lediglich als politische Folklore insze-

niert und der Minister habe dies vor den 

Repräsentanten der Industrie decouv-

riert. Dabei erzeugt der Bericht tenden-

ziell den Eindruck, Brüderle habe sich 
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Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle (FDP) hat einen Pressebericht zurückgewiesen, demzufolge er das Atom-
Moratorium der Regierung vor Wirtschaftsvertretern mit den bevorstehenden Landtagswahlen begründet haben soll …
© FDP



auf Insistieren des Verbandspräsidenten „verplappert“.  In 

der Öffentlichkeit wäre das für den BDI die weniger schäd-

liche Lesart gewesen, als wenn der Anschein einer „Kons-

piration“ oder aktiven Verwicklung in das vermeintliche 

Täuschungsmanöver entstanden wäre. 

Für den Verband entstanden jedoch mittelbare Risiken: 

Das BDI-Protokoll hatte den Anlass für die Brüskierung 

des Ministers geliefert, wodurch das Vertrauensverhältnis 

zur Exekutive belastet und die Position eines Politikers ge-

schwächt werden könnte, der den Interessen der Industrie 

offensichtlich nahestand. Im Ergebnis zeigt sich ein kri-

sentypisches Dilemma: Der Verband hatte einerseits ein 

Interesse, dem Minister beizuspringen, lief andererseits je-

doch Gefahr, mit Interventionen zugunsten des Politikers 

die eigene Position zu verschlechtern. 

Dieser Teil der Lagebeurteilung wird auch „Dekompo-

sition“18 genannt: Spannungsfelder und der Wirkungszu-

sammenhang zwischen den einzelnen Risiken werden 

identifiziert. Minister und Verband standen beide vor der 

Zwickmühle, jeweils aus unterschiedlichen Blickwinkeln 

entweder als inkompetent oder illoyal dazustehen. 
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zielformulierunGen im 

ausnahmezustand

Was müsste der Verband in dieser 

Situation erreichen? Ziele könnten bei-

spielsweise sein, Vertrauen wiederher-

zustellen, Initiative zu erringen oder 

den Schaden zu begrenzen. Alle diese 

Zielformulierungen im Ausnahme-

zustand können den herkömmlichen 

Anforderungen an Messbarkeit und 

Terminierbarkeit nicht unbedingt ent-

sprechen: Wenn in einer Krise unter 

Hochdruck der Schaden begrenzt wer-

den soll, ist es müßig, hinterher festzu-

stellen, dass der Totalschaden nicht ein-

getreten ist. Termine wiederum kann 

das Krisenmanagement kaum setzen, 

da es in diesem Falle nicht unmittelbar 

in der Hand hat, die mediale und öffent-

liche Empörung zu beenden. Die Ziele 

bleiben also relativ unbestimmt, sind 

aber dennoch wichtig, um eventuelle 

Handlungsoptionen daran zu erproben. 

Da wiederum drei Ziele nicht gleich-

zeitig erreicht werden können, müss-

ten sie überdies hierarchisiert werden. 

Aber wonach? Nach Wichtigkeit, nach 

Dringlichkeit, nach Erfolgsaussichten?

Tatsächlich lässt sich das methodisch 

nicht auf Anhieb eindeutig sagen. In Kri-

senstäben oder strategischen Workshops 

wird das oft experimentell herausgefun-

den. Hier bietet sich eine Hierarchisie-

rung nach Dringlichkeit an, weil der Auf-

wand, das Vertrauen wieder zu erringen, 

stark vom Ausmaß des vorher eingetrete-

nen Schadens abhängt. So gesehen ergibt 

sie eine plausible Zielhierarchie: Scha-

den begrenzen – Initiative erringen –  

Vertrauen wiederherstellen. Anschlie-

ßend müsste entschieden werden, wel-

che Handlungsoptionen bestehen und 

ob sie auf diese Ziele einzahlen:

a. Die Option Nichtstun würde den 

Druck auf den Minister verlagern, da 

angesichts der öffentlichen Relevanz 

des Themas eine Eskalation der kriti-

schen Medienberichte zu erwarten ist. 

Potenzieller Schaden für den Verband 

würde dann weniger in der Öffentlich-

keit, sondern eher in der Beziehung 

zur Politik entstehen.

b. Ein Dementi ist grundsätzlich nur 

dann aussichtsreich, wenn es auf ei-

nem „schlagenden Argument“ basiert 

und mit hoher Wahrscheinlichkeit 

die Medienberichte deeskaliert. Das 

wäre jedoch schwierig, weil mündli-

che Relativierungen gegen die Aus-

sagekraft eines bereits versandten 

Protokolls kaum ankommen. Es ist 

außerdem sehr wahrscheinlich, dass 

die Zeitung den Inhalt des Protokolls 

schon vor der ersten Veröffentlichung 

durch Rechercheanfragen bei einzel-

nen Sitzungsteilnehmern reflektiert 

hat. 

c. Eine weitere Möglichkeit bestünde in 

einer „Rolle rückwärts“: Der Minister 

bestreitet seine Aussage nicht, dekla-

riert sie aber als verunglückt („Kabi-

nettsauffassung zum betreffenden 

Zeitpunkt noch nicht verinnerlicht“, 

o. Ä.), korrigiert sie ausdrücklich und 

entschuldigt sich dafür, dass er den 

Eindruck von Widersprüchlichkeit 

zum Kabinett erzeugt habe. Damit 

hätte er sich wahrscheinlich eben-

falls reichlich Häme und politischen 

Ärger eingebracht, im Vergleich zum 

Dementi aber eine bessere Chance 

gehabt, das Thema zu erden. Für die 

Journalisten entfiele dann das Motiv, 

weiter nach Widersprüchlichkeiten 

zwischen seinem Verhalten in der 

Sitzung, dem Protokoll und den Aus-

sagen anderer Beteiligter zu recher-

chieren. 

„schuldbekenntnis als narr“

Wie in vielen kritischen Situationen 

wäre den beteiligten Parteien – Ver-

band und Minister – nur die Wahl 

geblieben, entweder als Schalk oder 

als Narr dazustehen. Was tatsächlich 

passiert war, ob sich nun der Minister 

verplappert oder der Verband falsch 

protokolliert hatte, ist in dieser Stufe 

der Eskalation möglicherweise nicht 

mehr maßgeblich: „Deshalb bleibt 

meist nur die Wahl zwischen Demen-

ti, Schuldbekenntnis und Rechtfer-

tigung. Bei der Abwägung (…) muss 

man die sachliche Angemessenheit 

der Reaktionen von ihrer Nützlichkeit 
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unterscheiden“19, schlussfolgerte der 

Kommunikationswissenschaftler Hans-

Mathias Kepplinger aus seinen empiri-

schen Analysen zahlreicher Skandale. 

Unter Nützlichkeitsgesichtspunkten 

hätte die Option „Schuldbekenntnis 

als Narr“ möglicherweise das geringere 

Übel abgebildet.

Stattdessen übernahm nach dem 

wirkungslosen Dementi der BDI-

Hauptgeschäftsführer die „politische 

Verantwortung“ und entlastete damit 

den Verband wie den Minister von 

quälenden Schuldzuweisungsdebat-

ten. Das Instrument der „politischen“ 

Verantwortung erlaubt es hohen Re-

präsentanten, persönliche Konse-

quenzen zu ziehen, ohne persönliches 

Fehlverhalten eingestehen zu müssen. 

Für deren weitere berufliche Perspek-

tive ist dieser Aspekt sehr wichtig, bei 

personellen Konsequenzen sind also 

auch die Interessen der Betroffenen 

möglichst zu integrieren (etwa durch 

Würdigung des respektablen Schritts 

und dass niemand einen persönlichen 

Vorwurf erhebe).20

schlussfolGerunGen für das 

VerbandsmanaGement 

Welche Schlussfolgerungen für das 

Verbandsmanagement können aus dem 

Beispiel gezogen werden?

1. Protokollführer/-innen sollten glei-

chermaßen in der Lage sein, eine Er-

örterung sinngemäß valide wiederzu-

geben, die (auch außerverbandliche) 

politische Bedeutung von Diskussions-

beiträgen zu reflektieren sowie infor-

melle von förmlichen Standpunkten 

zu unterscheiden. Dasselbe gilt für be-

teiligte Stabsmitarbeiter und am Ende 

natürlich vor allem für den Sitzungs-

verantwortlichen selbst.

2. Die interne Freigabe von Protokollen 

sollte prozessual geregelt sein und ggf. 

vorsehen, dass externe Beteiligte ih-

re eigenen Aussagenbestandteile vor 

Umlauf autorisieren. Insgesamt sollte 

durch Prozess und Ressourcenausstat-

tung sichergestellt sein, dass auch eine 

inhaltlich zähe und aufwendige Auf-

gabe wie die Freigabe von Protokollen 

immanent mit der gebotenen Sorgfalt 

wahrgenommen wird.

3. Verbandsgeschäftsstellen sollten sich 

darauf vorbereiten, mit welchen Pro-

zessen sie in kritischen (Ausnahme-) 

Situationen schnell zu einer realisti-

schen Einschätzung der Lage sowie 

schlüssigen und legitimierbaren Ent-

scheidungen kommen.   
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